
VMR zieht Bilanz und zeigt 
menschenrechtliche Lücken auf
Jahresbericht Der Verein für Menschenrechte (VMR) hat im vergangenen Jahr insgesamt 39 Beschwerden behandelt. 
Ausserdem gibt der Jahresbericht 2019 einen Überblick über die aktuelle Situation der Menschenrechte im Land. 

VON SILVIA BÖHLER

In Liechtenstein werden die 
Menschenrechte zwar im Gros-
sen und Ganzen eingehalten, 
dennoch gibt es auch hier Ver-

besserungspotential. Walter Kranz, 
Präsident des Vereins für Menschen-
rechte (VMR), betont im Vorwort 
des Jahresberichts, dass hierzulande 
Frieden, Rechtsstaatlichkeit und De-
mokratie herrsche und die Menschen 
in Wohlstand leben. Doch nicht für 
alle Personen sei dies gleichermas-
sen Realität. Gerade im Bereich der 
wirtschaftlichen und sozialen Rech-
te müsse der Blick geschärft wer-
den. Als Beispiele nennt Kranz die 
relative Armut, die Belastung durch 
Kosten im Gesundheitsbereich, die 
Vereinsamung bei jugendlichen und 
älteren Personen, oder die Schwie-
rigkeiten von Migranten. All dies 
würde oft im Verborgenen passieren 
und unbemerkt bleiben.

39 Beschwerden eingereicht

Seit fast vier Jahren ist der Verein für 
Menschenrechte tätig und seither ei-
ne Anlaufstelle für benachteiligte 
Menschen. Im vergangenen Jahr ge-
langten beim Verein insgesamt 39 
Beschwerden ein. 21 behandelte der 
VMR, 18 die Ombudsstelle für Kin-
der und Jugendliche (OSKJ). Im Zen-
trum standen vor allem die Verlet-
zung von Persönlichkeitsrechten, 
Migration und soziale Gerechtigkeit. 
Nicht in allen Fällen war ein Men-
schenrechtsbezug eindeutig gege-
ben, heisst es im Jahresbericht, oft 
seien subjektive Ungerechtigkeitser-
fahrungen Auslöser der Beschwerde 
gewesen. 
Bei der Ombudsstelle für Kinder und 
Jugendliche handelte es sich um Ob-
sorge-Konf likte, familiäre Gewalt 
und Vernachlässigung, Schutz und 
Förderung in der Schule und Kita, 
Familiennachzug und die Unterbrin-
gung und Betreuung unbegleiteter 
minderjähriger Asylsuchender.
Alle Beschwerden seien geprüft und 
behandelt worden, ausserdem habe 
der Verein im Berichtsjahr Vereinba-
rungen mit zwei Anwaltskanzleien 
getroffen, welche die Geschäftsstelle 
künftig bei der juristischen Erstein-

schätzung von Beschwerden unter-
stützen sollen.

VMR sieht Handlungsbedarf

Neben der Bearbeitung von Be-
schwerden beobachtet der Verein 
auch die Menschenrechtslage im 
Land und prüft und überwacht die 
gesetzlichen Grundlagen auf ihre 
Konformität mit den Menschenrech-
ten. Im vergangenen Jahr kritisierte 
der Verein unter anderem den ge-
planten Leistungsaufschub bei 
Nichtbezahlen von Krankenkassen-
prämien, die aktuelle Gesetzgebung 
zu den IV-Renten sowie die Famili-
ennachzugs- und Einbürgerungspra-
xis des Landes, die mit den Grund-
sätzen und Bestimmungen der Kin-
derrechtskonvention nicht verein-
bar sind.
Im Jahresbericht wird ausserdem 
aufgezeigt, dass im Bereich der An-
erkennung und der Förderung von 
Religionsgemeinschaften nach wie 
vor Lücken bestehen. Es mangle an 
einem Religionsgemeinschaften-Ge-
setz und auch bei der Suche nach 

Grabstätten und Gebetsräumen für 
Muslime gebe es einen Stillstand.
Weiteren Handlungsbedarf sieht der 
Verein ebenso bei der Gleichstellung 
von Mann und Frau. Es fehle an ei-
ner umfassende Geschlechtergleich-
stellungspolitik und -strategie, der 
Fachbereich für Chancengleichheit 
beim Amt für Soziale Dienste (ASD) 
werde wenig politisch unterstützt 
und sei personell schwach besetzt. 
Das spiegele sich auch bei der Durch-
führung von Projekten wider. In Er-
mangelung der politischen und 
staatlichen Gleichstellungsförde-
rung müssten private Initiativen ein-
springen. Ebenso fehle nach wie vor 
die Ratifikation der Istanbul-Kon-
vention.

Notwendige Datenerhebungen

Bereits im vergangenen Jahresbe-
richt hat der Verein für Menschen-
rechte auf die unbefriedigende Situa-
tion in den Bereichen Migration und 
Integration hingewiesen. Auf Initiati-
ve des VMR errichtete das Ministeri-
um für Gesellschaft im März 2018 ei-

ne ämterübergreifende Arbeitsgrup-
pe zur Überarbeitung der Integrati-
onsstrategie aus dem Jahr 2010. Um 
die Situation der Migranten zu eruie-
ren, wurde zudem eine Studie durch-
geführt, die Veröffentlichung ist für 
Frühling 2020 vorgesehen. 
Eine weitere Studie hat der VMR zu-
sammen mit der Infra und dem 
LANV Ende 2019 beim Liechtenstein 
Institut in Auftrag gegeben. Dabei 
soll die rechtliche Analyse der 
24-Stunden-Pf lege von betagten 
Menschen in Liechtenstein durch 
Care-Migrantinnen wissenschaftlich 
untersucht werden. Der Schwer-
punkt der Studie liege im Aufent-
halts- und Arbeitsrecht sowie in den 
menschenrechtlichen Anforderun-
gen an die Ausgestaltung der 
24-Stunden-Pflege, heisst es im Jah-
resbericht. 
Und auch zur Situation von LGBTIs  
in Liechtenstein würde der Verein 
für Menschenrechte eine Studie be-
grüssen, das Ministerium für Gesell-
schaft sieht dazu aber keine Notwen-
digkeit.

Nicht nur in der Anerkennung und Förderung von Religionsgemeinschaften gebe es Handlungsbedarf, so der VMR. (Foto: MZ)
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